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Tat und Rat in der Weiterbildung: 
Formen und Funktionen wissenschaftlicher Politikberatung 
im Wandel 

Josef Schrader 

Zusammenfassung 

Auch im Bildungsbereich hat wissenschaftliche Politikberatung in den vergangenen Jahren 
zunehmend an Bedeutung gewonnen. Seitens der Wissenschaft werden nicht zuletzt durch 
die Versprechungen der empirischen Bildungsforschung, mit ihren Ergebnissen die Quali-
tät von Steuerungsentscheidungen verbessern zu können, Kommunikationsofferten ge-
macht, die in Gestalt von Beratung immer häufiger zu einem Austausch zwischen Wissen-
schaft und Politik führen. Während sich frühe Modelle der wissenschaftlichen Politikbera-
tung vor allem auf das Kommunikationsverhältnis zwischen Wissenschaft und Politik 
konzentrieren, wenden sich neuere Modelle insbesondere den Formen und Funktionen der 
wissenschaftlichen Politikberatung zu. Der Beitrag schließt an diese jüngeren Modelle an 
und skizziert entlang unterschiedlicher Phasen des politischen Handelns an ausgewählten 
Beispielen Formen und Funktionen wissenschaftlicher Politikberatung in der Weiterbil-
dung. Zudem werden Grundelemente einer „professionellen“ wissenschaftlichen Politikbe-
ratung aufgezeigt, die in der Weiterbildung bislang aber noch keine breite Verwendung 
finden. Dies aber nicht, weil es grundsätzlich an professioneller Orientierung mangelte, 
sondern vielmehr, weil in der Politik die Zuständigkeit für Weiterbildung auf eine Viel-
zahl von Ministerien und Verwaltungen verstreut ist. 

1. Wissenschaftliche Politikberatung zwischen Hoffnungen und Befürchtungen 

Wenn im Bildungsbereich die Frage gestellt wird, was Wissenschaft über die Gewin-
nung neuer Erkenntnisse hinaus für die Gesellschaft leistet oder leisten kann, dann 
gerät zumeist die Praxis in den Blick, seltener die Politik. Seit es Pädagogik als Wis-
senschaft gibt, seit der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert also, hat sie sich als eine 
Theorie für eine verbesserte Praxis verstanden, eines „zukünftig möglich besseren 
Zustands des menschlichen Geschlechts“ (Kant 1964). Während die geisteswissen-
schaftliche Pädagogik ihre zentrale Aufgabe in der engagierten Reflexion alltäglicher 
pädagogischer Erfahrungen sah und die Praxeologie die Pädagogik als Handlungswis-
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senschaft konzipierte, etablierte sich mit den Bildungsreformen der 1960er und 
1970er Jahre eine (sozial-) wissenschaftlich fundierte, aufklärende und (gesellschafts-) 
kritische Erziehungswissenschaft als Anwalt individueller und gesellschaftlicher 
Emanzipation. Aktuell verspricht die empirische Bildungsforschung Verbesserungen 
der Qualität von Entscheidungen über Strukturen, Prozesse und Ergebnisse von Bil-
dungssystemen, wenn diese Entscheidungen mehr als bislang auf wissenschaftlicher 
Evidenz beruhen. Stärker noch als in der Phase der Bildungsreform erscheint nun die 
Politik neben der Praxis als ein mindestens gleichwertiger, wenn nicht favorisierter 
Adressat bildungswissenschaftlicher Forschung. Diese Orientierung wird gestützt, 
wenn nicht verursacht durch eine große Aufmerksamkeit, die Empirische Bildungs-
forschung in Strategie- und Programmpapieren der BLK, der KMK oder des BMBF 
(vgl. z. B. Schlegel 2005; Hüfner 2005; Pahl 2005) erfahren hat.  

Gleichzeitig wurde und wird um die Machbarkeit und Wünschbarkeit dieses Pro-
gramms heftig gestritten, gelegentlich so heftig, dass die Schärfe der Kontroversen 
eher an politischen denn an wissenschaftlichen Streit erinnert. Einige Beispiele mö-
gen dies illustrieren. Protagonisten einer evidenzbasierten Bildungsreform (vgl. Slavin 
2002, S. 16) argumentieren, dass allein die Orientierung an einer evidenzbasierten 
Medizin mit randomisierten Feldstudien als Gold-Standard das notwendige Vertrau-
en in die Leistungsfähigkeit erziehungswissenschaftlicher Forschung bei Politik und 
(professioneller) Praxis sichern könne. Kritiker dagegen unterstellen der „Funktions-
symbiose“ von Bildungsforschung und Bildungspolitik Ambitionen einer „wissensba-
sierten hypertechnokratischen Steuerung“ (Bellmann/Müller 2011, S. 28) und bekla-
gen Demokratiedefizite (vgl. Biesta 2011) sowie eine „Wissenschaftsanmaßung als 
Machtanmaßung“ (Gruschka 2013, S. 3). Andere geben zu bedenken, dass sich mit 
der Evidenzorientierung „Erwartungen an die Aussagekraft von Wissenschaft [ver-
binden], die Wirksamkeit zum zentralen Kriterium der Bewertung von Reformpro-
grammen macht, aber im Wesentlichen Illusionen für das Verhältnis von Politik und 
Wissenschaft erzeugt“ (Tenorth 2011, S. 8). Neo-institutionalistisch inspirierte For-
scherinnen und Forscher wiederum betrachten evidenzbasierte Verbesserungen des 
Bildungssystems als bloßen Mythos, der die öffentlichen Legitimationsdebatten prä-
ge, während gleichzeitig die Akteure in Politik und Praxis ihr Handlungsfeld vor un-
erfüllbaren Rationalitätserwartungen schützten (vgl. z. B. Wiseman 2010). Blickt man 
auf die Weiterbildung, trifft man auf ähnlich kontroverse Positionen und Einschät-
zungen. So heißt es u. a., dass in den Debatten zum Qualitätsmanagement und zum 
selbstgesteuerten Lernen „Machtpraktiken“ von Wissenschaft, Erwachsenenbil-
dungspolitik und Erwachsenenbildungspraxis gleichsam ununterscheidbar konver-
gierten (vgl. z. B. Wrana 2008; Spilker 2013). Andere wiederum kritisieren eine neoli-
berale Weiterbildungspolitik und -praxis unter den Maßgaben von Wirtschaftlichkeit 
und Marktorientierung und mahnen ein stärkeres öffentliches Engagement an, z. B. 
bei der Sicherung angemessener Arbeitsbedingungen für das Lehrpersonal (z. B. Do-
bischat/Hufer 2014). Schließlich fehlt es auch nicht an Stimmen, die die nicht auf-
hebbare Differenz von Wissenschaft und Praxis betonen (vgl. u. a. Wittpoth 1997) 
und der Wissenschaft folglich Distanz zu Politik und Praxis empfehlen. 
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Als Kronzeuge für die Autonomie ausdifferenzierter Funktionssysteme in mo-
dernen Gesellschaften, die kein Funktionsprimat mehr kennen, wird gewöhnlich Ni-
klas Luhmann zitiert. Während Luhmann die Funktion der Wissenschaft in der Her-
vorbringung neuer Erkenntnisse sieht, die sich auf anerkannte Theorien und Metho-
den stützen, bestehe die Funktion der Politik im Bereithalten der Kapazität für kol-
lektiv bindende Entscheidungen (vgl. Luhmann 2000, S. 84).1 

Im folgenden Beitrag soll der Blick nicht auf die Makroebene des Verhältnisses 
von Wissenschaft und Politik gerichtet werden, sondern auf die konkreten Praxen der 
Interaktion zwischen Wissenschaft und Politik im Feld der Weiterbildung gelenkt 
werden. Dabei geht es vor allem um die sich etablierenden und ausdifferenzierenden 
Formen und Funktionen der Politikberatung. Daher stützen sich die folgenden Über-
legungen zum einen auf Anleihen aus anderen Politikbereichen, zum anderen auf Be-
obachtungen und persönliche wie auch institutionelle Erfahrungen, die sich nicht zu-
letzt aus dem Wechsel von einem universitären in ein außeruniversitäres Institut er-
geben haben. In einem ersten Schritt soll es darum gehen, die Befunde zur wissen-
schaftlichen Politikberatung aus anderen Handlungsfeldern zu sichten. Daran an-
schließend werden an ausgewählten Beispielen Formen und Funktionen wissen-
schaftlicher Politikberatung in der Weiterbildung aufgezeigt. Abschließend werden 
Lerngewinne, bleibende Irritationen und Herausforderungen benannt. 

2. Institutionalisierung wissenschaftlicher Politikberatung  
und die Ausdifferenzierung ihrer Formen und Funktionen 

Spätestens seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges beobachten wir weltweit eine Ex-
pansion wissenschaftlicher Politikberatung, ablesbar u. a. an beträchtlichen öffentli-
chen und teilweise auch privaten Geldern, die in nachgeordnete Ämter, unabhängige 
Forschungsinstitute oder spezifische Expertisen investiert werden (vgl. Weingart/ 
Lentsch 2008, S. 9). In Deutschland ist das expertisebasierte Regieren durch Kom-
missionen vor allem in der Zeit der rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard 
Schröder als „Berliner Räterepublik“ (Heinze 2002) in das öffentliche Bewusstsein 
getreten. Handbücher (vgl. Falk/Rehfeld/Römmele/Thunert 2006) weisen Politikbe-
ratung als eigenständiges Forschungsfeld aus, das alle relevanten Policy-Bereiche ab-
deckt und auch Fragen der Politics behandelt, etwa danach, ob gemischte (Hartz)  
oder vornehmlich wissenschaftlich besetzte Kommissionen (Rürup) „erfolgreicher“, 
d. h. konsensorientierter und damit entscheidungsnäher arbeiten (vgl. dazu Lamping 
2006; Schmid 2011). 

Die Ursachen für diese Expansion werden zumeist auf a) Veränderungen in den 
staatlichen Aufgaben, b) auf Veränderungen in der Organisation von Wissenschaft 
sowie c) auf veränderte Legitimationserwartungen in modernen Demokratien zu-
rückgeführt (vgl. Weingart/Lentsch 2008, S. 7-18). Seit dem 19. Jahrhundert be-
obachten wir eine Zunahme von Staatsfunktionen, die im Wohlfahrtsstaat nicht mehr 
nur auf Sicherheits- und Ordnungspolitik gerichtet sind, sondern auch die Zukunfts-
sicherung umfassen und damit auch Fragen der Bildung und des lebenslangen Ler-
nens einschließen. Gleichzeitig ist das Wissenschaftssystem quantitativ gewachsen 
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und hat sich inhaltlich erweitert und institutionell ausdifferenziert. Schließlich stehen 
Massendemokratien vor einer doppelten Legitimationsanforderung: Getroffene Ent-
scheidungen müssen sachangemessen und zustimmungsfähig zugleich sein. 

Für den vorliegenden Beitrag sind insbesondere die Veränderungen von Interes-
se, die das Wissenschaftssystem betreffen. Sie können hier nur stichwortartig aufge-
listet werden. Wissenschaft und Forschung finden nicht mehr nur an Universitäten 
statt, sondern vermehrt auch in der Wirtschaft, in Stiftungen, Verbänden, Nicht-
Regierungsorganisationen und kommerziellen Instituten. Damit einher geht eine Plu-
ralisierung wissenschaftlichen Wissens (Stichweh 2004) und ein Wandel des Ver-
ständnisses von Wissenschaft. Während gegen Ende des 20. Jahrhunderts noch die 
Grundlagenwissenschaften als Leitwissenschaften dominierten (z. B. die Physik bei 
der Frage der Energieversorgung), werden heute eher die Sozial- und Lebenswissen-
schaften sowie interdisziplinäre Forschungsgebiete (wie z. B. in der Umwelt- oder der 
Bildungsforschung) nachgefragt. Damit erhalten nicht mehr nur positivistische, son-
dern auch relativistische bzw. konstruktivistische Interpretationen von Wissenschaft 
Anerkennung (Weingart/Lentsch 2008, S. 13). Wissenschaft wird nicht mehr mit Si-
cherheit oder Wahrheit gleichgesetzt, sondern mit besserem oder weniger gut geprüf-
tem Wissen. Expertise und Gegenexpertise sind die Regel, nicht die Ausnahme. 
Ebenso, dass die damit einhergehenden Kontroversen öffentlich und nicht nur in 
Expertengremien ausgetragen werden – aufgrund der Dauerbeobachtung nicht nur 
der Politik, sondern auch der Politikberatung durch Medien.24 

Technokratische oder szientistische Illusionen, die vielleicht noch in den 1960er 
und 1970er Jahren verbreitet waren, werden seltener vertreten. Dies wurde auch wis-
senschaftstheoretisch reflektiert, z. B. in teils normativ, teils deskriptiv gemeinten 
Konzepten einer neuen Form transdisziplinären wissenschaftlichen Arbeitens im 
„Modus-2“, der durch Problem- und Wahrheitsorientierung zugleich geprägt sei (vgl. 
Nowotny/Scott/ 
Gibbons 2001, 2003). 

Vor diesem Hintergrund hat Jürgen Habermas (1979) bereits früh Modelle wis-
senschaftlicher Politikberatung entwickelt. Habermas unterscheidet dezisionistische 
Formen (bei denen Politiker sich ausschließlich interessegeleitet auf wissenschaftliche 
Befunde berufen) von technokratischen (bei denen Wissenschaftler Politikern gleich-
sam die Hand führen) und pragmatistischen Formen (bei denen wissenschaftliche Ra-
tionalität und wertbestimmte Entscheidung in gleichberechtigter Kommunikation 
aufeinander bezogen sind). Inzwischen liegen differenziertere Modelle vor, die nicht 
von der Symmetrie oder Asymmetrie in der funktionsfeldübergreifenden Kommuni-
kation ausgehen, sondern die Formen und Funktionen wissenschaftlicher Politikbera-
tung fokussieren. Häufig geht man dabei von den Phasen eines idealtypischen Zyklu-
ses politischen Handelns aus (vgl. Jann/Wegrich 2003; May/Wildavsky 1978): Prob-
lemdefinition, Agenda Setting, Politikformulierung und -durchführung, Implementa-
tion, Evaluation und Re-Definition oder Terminierung des Problems. 

Aus Sicht der Politik kann wissenschaftliche Beratung vier unterschiedliche Funk-
tionen übernehmen (vgl. dazu Weingart/Lentsch 2008, S. 28-34): die Konsensbildung 
angesichts divergierender Interessen, konfligierender ethischer Werte und Lösungs-
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vorschläge; die Informierung der Öffentlichkeit oder eines speziellen Teils davon, um 
Meinungsbildung voranzutreiben und Zustimmung zu mobilisieren; die Legitimie-
rung vergangener oder zukünftiger Entscheidungen; die Evaluierung politischer 
Maßnahmen oder Programme. Die Formen wissenschaftlicher Politikberatung wer-
den zumeist danach unterschieden, ob die beratenden Organisationen eher abhängig 
oder eher unabhängig von der Politik sind, eher epistemisch oder eher politisch ro-
bust sowie eher auf Dauer arbeiten oder ad hoc nachgefragt werden. Unterschieden 
werden dann u. a. ressortbezogene Beiräte, Expertenkommissionen (als Ad-Hoc- o-
der Enquete-Kommissionen) sowie Variante der Forschungsförderung (z. B. als Res-
sort-, Projekt- oder Programmforschung). 

3. Formen und Funktionen wissenschaftlicher Politikberatung in der Weiterbildung 
im Wandel 

Um den Gegenstandsbereich einzugrenzen, sind im Anschluss an die bisherigen Aus-
führungen zunächst einige begriffliche Klärungen erforderlich. Der Begriff Politik 
wird hier als Kollektivsingular für eine große Zahl von Akteuren und Akteurskonstel-
lationen verwendet, die im Feld der Weiterbildung von den Kommunen über die 
Bundesländer und den Nationalstaat bis hin zu inter- und supranationalen Akteuren 
wie der OECD oder der EU reichen und auch zivilgesellschaftliche Akteure wie Ge-
werkschaften sowie Berufs- und Trägerverbände einschließen (vgl. Schrader 2011). 
Die Heterogenität handelnder Akteure wird gesteigert durch die föderale Struktur mit 
ihren geteilten, teilweise überlappenden Verantwortlichkeiten für berufliche und all-
gemeine Weiterbildung.  

Wissenschaftliche Politikberatung gerät hier nur soweit in den Blick, wie sie in in-
stitutionalisierter Form praktiziert wird. Es geht um jene Beratungspraxen, bei denen 
Beratende und Beratene sich einvernehmlich auf eine Beratung verständigt haben, die 
von gewisser Dauer ist und nicht nur beiläufig oder einmalig stattfindet. Abgeschattet 
bleibt daher eine Beratung, die ungefragt und damit auch ohne Anspruch auf Gehör 
erfolgt (in der Literatur als Gesellschafts- oder auch als Partisanenberatung bezeich-
net, vgl. Lentsch/Weingart 2011, S. 7). Ebenfalls nur am Rande betrachtet werden 
jene Formen der Beratung, die auf Selbststudium der Beratenen beruhen, also von 
„lesenden Verwaltungsbeamten“ geleistet werden, wie es ein Ministerialbeamter ein-
mal in Anlehnung an Bertold Brechts Gedicht zu den „Fragen eines lesenden Arbei-
ters“ (Brecht 1979) selbstironisch formulierte. Als wissenschaftlich betrachten wir Be-
ratung dann, wenn sie auf Erkenntnissen der Forschung beruht, die ausdrücklich für 
die angefragte Beratung erarbeitet oder aufbereitet wurden. Nicht näher betrachtet 
wird die Politikerberatung, bei der politisch engagierte WissenschaftlerInnen wissen-
schaftlich interessierte PolitikerInnen gestützt auf ihr Fach- und Allgemeinwissen be-
raten. Diese Form der Beratung wird in der Regel nicht öffentlich. 

Die folgende Darstellung orientiert sich an den Phasen des zuvor aufgezeigten 
idealtypischen Ablaufmodells eines Policy Cycle und nimmt für das Handlungsfeld 
der Weiterbildung als internes Gliederungsprinzip die zuvor eingeführten Unter-
scheidungen von Formen und Funktionen wissenschaftlicher Politikberatung auf. 
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Problemdefinition 

Ein idealtypischer Politikzyklus beginnt in dem Moment, in dem der Beschluss ge-
fasst wird, ein Problem der Weiterbildungspraxis überhaupt als politisch relevant zu 
betrachten, es also zu definieren. Um zu verhindern, dass gesellschaftlich relevante 
Probleme übersehen werden, hat die Politik seit der Neuzeit die Statistik als ein In-
strument rationaler Staatsführung etabliert, das zunächst auf den Raum, die Bevölke-
rung und die Wirtschaft bezogen war, inzwischen aber auch jene Bereiche erreicht 
hat, die als zukunftsrelevant gelten (vgl. Desrosières 2005, S. 165-233). Auch im Bil-
dungsbereich beobachten wir seit vielen Jahren eine Ausweitung der Fremd-, aber 
auch der (angeordneten) Selbstbeobachtung. Das reicht von der indikatorengestütz-
ten Bildungsberichterstattung, für die der Nationale Bildungsbericht (vgl. Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2014) als Prototyp gilt, trotz seiner lückenhaften 
Darstellung der (allgemeinen) Weiterbildung, bis hin zu Verfahren der Qualitätssiche-
rung.  

Die Funktion wissenschaftlicher Politikberatung besteht in der seismographi-
schen Feldbeobachtung von Strukturen, Prozessen und Ergebnissen von Weiterbil-
dung und lebenslangem Lernen, um im Sinne eines Frühwarnsystems auf unter-
schätzte oder übersehene Probleme aufmerksam machen. Die Formen politisch initi-
ierter Beobachtungspraxen reichen von der Ressort- bis hin zur projektbezogenen 
Forschung. Beispiele sind der Adult Education Survey (vgl. Bilger/Gnahs/Hart-
mann/Kuper 2013), die Volkshochschul- und Verbundstatistik (vgl. u. a. Hunte-
mann/Reichart 2014), der Continuing Vocational Training Survey (CVTS; vgl. Mig-
not 2013) oder der wbmonitor (vgl. Koscheck/Weiland 2013). Während diese bereits 
seit längerem etablierten Instrumente vor allem die Infrastrukturen in Form von An-
bietern und Angeboten sowie die Weiterbildungsteilnahme in den Blick nehmen, 
neuerdings auch das Personal in einem laufenden Kooperationsprojekt von BIBB, 
DIE und der Universität Duisburg-Essen (vgl. wbpersonalmonitor), sind jüngere und 
komplementäre Aktivitäten vor allem auf die Outcomes von Bildungs- und Sozialisa-
tionsprozessen gerichtet. So werden mit dem Nationalen Bildungspanel (NEPS) in 
der Erwachsenenkohorte (Startkohorte VI) erstmals Längsschnittdaten erzeugt, die 
zusätzlich zu den lebenslaufbezogenen Daten und den Bildungsaktivitäten und Lern-
prozessen Erwachsener auch Lese-, Mathematik-, naturwissenschaftliche und ICT-
Kompetenzen sowie nicht-kognitive Fähigkeiten (wie Persönlichkeit, Motivation und 
soziale Kompetenzen) erfassen (vgl. Allmendinger et al. 2011). 

Die größte Aufmerksamkeit finden derzeit Large Scale Assessments. Die leo.–
Level-One (Grotlüschen/Riekmann 2012), die PIAAC- (Rammstedt, 2013) und die 
CiLL-Studie (Friebe/Schmidt-Hertha/Tippelt 2014) sind dafür beispielhaft. Vorgän-
gerstudien wie der Internatinonal Adult Literacy Survey (IALS; vgl. OECD 2000) 
und der Adult Literacy and Life Skills Survey (ALL) (vgl. OECD/Statistics Canada 
2005) fanden trotz vergleichbarer Befunde weniger Beachtung. International-
vergleichende Large Scale Assessments werden zumeist von supranationalen Akteu-
ren initiiert und oftmals von internationalen Forschungskonsortien realisiert, wobei 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an Bedeutung gewinnen. Ein zentraler 



TThema | Positionierungen, Verortungen und Problematisierungen 

33 

Befund der PIAAC-Studie, der Politik und Praxis gleichermaßen beunruhigen sollte, 
besagt, dass es keinem der beteiligten Länder gelingt, das Bildungsminimum für alle 
zu garantieren und über den Lebenslauf zu stabilisieren. 

Als Instrumente der Bildungsberichterstattung erfüllen Large Scale Assessments 
mehrere Funktionen (vgl. Stanat/Lüdtke 2007, S. 279-281): Sie dienen dem Bench-
marking und System-Monitoring, ermöglichen inter-, aber auch intranationale Ver-
gleiche, etwa zur Bedeutung der Schichtzugehörigkeit für den Kompetenzerwerb, sie 
stiften Transparenz, etablieren eine „culture of data-driven public policy and reform“ 
(Simon/Ercikan/Rousseau, 2013 S. 2) und werden durch eine Verknüpfung von 
„hard measures with soft power“ (Rutkowski/Engel 2010) zu einem wichtigen Chan-
ge agent (vgl. Ritzen 2013, S. 14). 

An Large Scale Assessments lassen sich die Leistungen, aber auch die Grenzen 
wissenschaftlicher Beobachtung von Strukturen, Prozessen und Ergebnissen von 
Bildungssystemen gut illustrieren. LSA, meist als Querschnittsstudien angelegt, sind 
stark in der Beschreibung, beschränkt in der Ursachenanalyse und daher auch häufig 
unspezifisch bei Handlungsempfehlungen. Diese Grenzen könnten überwunden wer-
den, wenn Daten der Bildungsberichterstattung intensiver als bislang für genuin bil-
dungswissenschaftliche Forschungen genutzt würden, die vor allem auf die Wirkun-
gen pädagogischer Hilfen für Prozesse der Bildung und der Kompetenzentwicklung 
gerichtet sein sollten (s. dazu einige Vorschläge in Schrader 2015). 

Agenda Setting 

An den national und international stark variierenden Reaktionen auf die Befunde aus 
LSA kann man am Beispiel der Schule wie der Weiterbildung sehen, dass die Identifi-
kation eines bildungspolitischen Problems allenfalls eine notwendige, keinesfalls aber 
hinreichende Voraussetzung dafür ist, dass dieses Problem auch auf die politische 
Agenda gesetzt wird. Ob dies gelingt oder nicht, hängt von der Bedeutung ab, die ei-
nem Bildungsbereich zugeschrieben wird (und hier findet Schule immer noch mehr 
Aufmerksamkeit als Erwachsenenbildung), von der Adressierbarkeit von Ansprech-
partnern in Politik und Praxis (die im Schulbereich „leichter“ ist als in der Weiterbil-
dung) und auch von der Reaktion in der medialen Öffentlichkeit (für PIAAC vgl. 
Schmidt-Hertha 2014). Üblicherweise übernehmen Parteien oder Interessenverbände 
das Agenda-Setting. Für die Weiterbildung gilt allerdings, dass parteipolitischer Streit 
selten ist. Vielmehr scheint eine Art große Koalition zu existieren, die „Mitbewerber“ 
sitzen eher in anderen Ministerien als in anderen Parteien.3 

Die Funktion der Wissenschaft in dieser Phase besteht im Wesentlichen in der 
Legitimation der gesellschaftlichen und praktischen Relevanz des definierten Prob-
lems, gegebenenfalls in der Entscheidungsvorbereitung sowie in der fortlaufenden 
Information und Beratung. Die Formen der Politikberatung reichen von Experten-
kommissionen bis hin zu Auftragsforschungen. 

Die Einrichtung von Expertenkommissionen gehört zu den verbreiteten Mitteln, 
um ein bildungspolitisches Problem auf die Agenda zu setzen. Dabei variiert die Zu-
sammensetzung zwischen rein wissenschaftlichen und gemischten Expertenkommis-
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sionen. So wurde die wohlfahrtsstaatlich ausgerichtete Reform der Weiterbildung in 
den 1960er und 1970er Jahren durch den Deutschen Ausschuss für das Erziehungs- 
und Bildungswesen sowie den Deutschen Bildungsrat wenn nicht angestoßen, so 
doch erheblich befördert. Hier geriet der Reformbedarf der Erwachsenen- und Wei-
terbildung „als Ganzes“ in den Blick. In beiden Fällen spielte Wissenschaft als Funk-
tionssystem und damit gleichsam losgelöst von persönlichen Netzwerken eine zentra-
le Rolle bei der Begründung, Ausrichtung und Umsetzung der weithin strukturell ori-
entierten Reformen. Dies zeigt sich zum einen an den zahlreichen wissenschaftlichen 
Expertisen, die vom Deutschen Bildungsrat in Auftrag gegeben wurden, zum ande-
ren an der auf Dauer angelegten Institutionalisierung von Beratungsstrukturen. Dafür 
hatte bereits der Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen ein 
Beispiel gegeben. Während die Politik mit dem Deutschen Ausschuss jedoch noch 
den Expertenrat gebildeter Persönlichkeiten suchte, gilt die Arbeit des Deutschen 
Bildungsrates vielen Beobachtern als Prototyp einer „technokratischen“ Reform, ge-
prägt von einem Supremat der Wissenschaft über die Politik (Tenorth 2014). 

Nachfolgende Expertenkommissionen haben keine vergleichbare Aufmerksam-
keit und Durchschlagskraft erzielt. Das gilt für die Expertenkommission zur Finan-
zierung lebenslangen Lernens (vgl. Timmermann 2005) ebenso wie für das Forum 
Bildung, die Konzertierte Aktion Weiterbildung oder den Rat der Weiterbildung so-
wie den Innovationskreis Weiterbildung. Es wurden und werden immer wieder Vor-
schläge unterbreitet, an diese Tradition anzuknüpfen. So hat jüngst Ernst Dieter 
Rossmann (2013) 25 Jahre nach der letzten Bildungsenquete eine Enquete-
Kommission „Lebenslanges Lernen“ vorgeschlagen, die beim Deutschen Bundestag 
angesiedelt werden sollte, als eine Parlaments-Denkwerkstatt von Politik, Wissen-
schaft und Praxis, um die Weiterbildung in der öffentlichen Debatte zu verankern. In 
eine ähnliche Richtung zielen die Bertelsmann-, die Telekom- und die Bosch-Stiftung, 
die, beraten von BildungsforscherInnen, einen Nationalen Bildungsrat, angesiedelt im 
Kanzleramt, gefordert haben (vgl. Kühne 2015).  

Erfolgreicher im Agenda-Setting scheinen derzeit inter- und supranationale Ak-
teure, die allerdings nicht Strukturfragen in den Vordergrund rücken, sondern vor 
dem Hintergrund europäischer Integrationsprozesse vor allem an Vergleichbarkeit 
von Outcomes interessiert sind (s. dazu z. B. das EU-Memorandum über Lebenslan-
ges Lernen 2000). In diesem Sinne lassen sich die aktuellen und teils bereits älteren 
Initiativen zur Anerkennung, Validierung und Zertifizierung informellen Lernens in-
terpretieren. So wurde etwa vor der Einführung des ProfilPASS in Deutschland ein 
Konsortium aus dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogische Forschung 
(DIPF), dem Deutschen Institut für Erwachsenenbildung (DIE) und dem Institut für 
Entwicklungs- und Strukturforschung Hannover (IES) beauftragt, politische Hand-
lungsalternativen bei der Einführung geeigneter Instrumente vor dem Hintergrund 
der europäischen Erfahrungen zu identifizieren und zu bewerten (DIPF/DIE/IES 
2007). 

Während die LSA-Studien von supra- oder nationalen politischen Akteuren in 
Auftrag gegeben wurden, sind es ansonsten eher Interessenverbände, in der Weiter-
bildung auffälliger Weise eher Gewerkschaften (vor allem GEW und IGM) als Par-
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teien, die Fragen der Weiterbildung auf die Agenda zu setzen versuchen (vgl. u. a. 
Faulstich/Bayer/Krohn 1998; Faulstich et al. 1992; aktuell Dobischat/Hufer 2014). 
Schließlich sei auf Stiftungen als zivilgesellschaftliche Akteure verwiesen. So hat die 
Bertelsmann-Stiftung in den letzten Jahren mehrere Forschungsarbeiten vorgelegt, 
die explizit darauf zielen, auf Probleme aufmerksam zu machen, die aus Sicht der 
Stiftung auf die politische Agenda gehören. So bearbeitet die Stiftung derzeit gerade 
ein Projekt zur Bedeutung regionaler Akteurskonstellationen für Angebote und Betei-
ligung in der Weiterbildung. 

Allenfalls bei der Personalthematik scheint die Wissenschaft aktuell die Agenda 
mitzubestimmen. So führt das DIE derzeit im Auftrag des BMBF und in enger Ab-
stimmung mit einer breiten Koalition von Berufs- und Trägerverbänden der Erwach-
senen- und Weiterbildung4 ein Projekt durch, das die wissenschaftlichen Grundlagen 
für die trägerübergreifende Anerkennung formell und informell erworbener Kompe-
tenzen des Lehrpersonals erarbeiten soll, mit der klaren Zielperspektive, solche Struk-
turen in enger Abstimmung mit den Träger- und Berufsverbänden auch zu etablieren. 
Diese Initiative schließt an zahlreiche vorangehende Vorhaben an, die aber nicht die 
nötige Resonanz fanden (vgl. z. B. Kraft/Seitter 2009). In diesem Konsortium kann 
die Wissenschaft koordinierende, moderierende, gelegentlich auch strategische Auf-
gaben übernehmen, aber immer nur im Konsens mit Akteuren der Politik und der 
Praxis. 

Politikformulierung und Politikdurchführung 

Der Schritt der Politikformulierung und -durchführung umfasst Entscheidungen dar-
über, in welcher Form politische Probleme, die es auf die Agenda geschafft haben, 
durch- und umgesetzt werden. Die bevorzugten Formen, die für die wissenschaftli-
che Politikberatung in diesem Schritt gewählt werden, sind gemischt besetzte Exper-
tengremien und Arbeitskreise. Ein Expertenstatus wird den einen aufgrund ihrer Be-
deutung bei der Umsetzung und der Akzeptanzsicherung im Feld zugeschrieben, den 
anderen aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz. Die Funktion wissenschaftlicher Poli-
tikberatung schließt dabei die Aushandlung eines primär politisch tragfähigen und wis-
senschaftlich zudem vertretbaren Konsenses ein. Dies erfordert von Wissenschaftle-
rInnen u. a. die Bereitschaft und die Fähigkeit, sich auf die Eigendynamik von Gre-
mienarbeit einzulassen (Schmid 2011), die von ihrem Ende aus gedacht werden muss. 
Wechselseitiges „Vertrauen und Vertraulichkeit“ sind dann wichtige Ressourcen, hie-
rauf verweisen nicht zuletzt die kritischen Selbstbeobachtungen Seitters zum Verlauf 
des Evaluationsprozesses in Hessen (Seitter 2014, S. 166, vgl. auch Schrader 2001). 

Wie die Transformation politischer Steuerung im kooperativen Staat vollzogen 
wird, lässt sich am derzeit vielleicht prominentesten Beispiel für die Umsetzung 
transnationaler Initiativen in nationalstaatliche Regelungen beobachten, der Umset-
zung des Europäischen Qualifikationsrahmens, der in einer gemeinsamen Empfeh-
lung des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates auf die Agenda ge-
setzt wurde. In einer international-vergleichenden Studie konnte Klenk (2013) zeigen, 
dass supranationale bildungspolitische Initiativen eher als Handlungsanlass denn als 
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(durchgreifendes) Steuerungsinstrument dienen, deren konkrete Umsetzung vor dem 
Hintergrund nationaler Traditionen und je spezifischer Akteurskonstellationen aus-
gehandelt wird. In Deutschland zeigte sich angesichts ausgeprägter Traditionen trip-
artistischer Steuerung eine Dominanz der Berufs- und Hochschulbildung, während 
Aspekte der (allgemeinen) Weiterbildung abgeschattet blieben. Dazu wurden inzwi-
schen weitere Arbeitskreise eingerichtet, wiederum unter Einschluss von Wissen-
schaftlerInnen, so z. B. in verschiedenen Arbeitsgruppen zur Einbeziehung nicht-
formalen und informellen Lernens in den DQR. Weitere Beispiele für solche Bera-
tungs- und Aushandlungspraxen bilden Initiativen zur Harmonisierung der Bildungs-
berichterstattung in Europa (vgl. Ioannidou 2010) sowie zur Etablierung eines Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmens für das Lehren und Lernen von Spra-
chen (vgl. v. d. Handt 2008). 

Auf nationaler Ebene sind es derzeit vor allem die verschiedenen Initiativen zur 
Entwicklung von Strategien im Feld der Alphabetisierung und Grundbildung (vgl.  
z. B. Egloff/Grosche/Hubertus/Rüsseler 2011; Tröster 2000; Batt-Behrendt 1997), 
an denen sich der Beitrag der Wissenschaft zur Politikformulierung und Politikdurch-
führung untersuchen ließe, in NRW z. B. an der Arbeit des Beirates für Gemein-
wohlorientierte Erwachsenenbildung, der als Folge eines Evaluationsgutachtens (vgl. 
DIE 2011) eingerichtet wurde und in dem neben der Bildungsadministration vor al-
lem InteressenvertreterInnen der Praxis, aber auch WissenschaftlerInnen nach kon-
sensfähigen Strategien angesichts begrenzter Ressourcen suchen. 

Implementation 

Auf die Politikformulierung und -durchführung folgt die Phase der Implementation. 
In dieser Phase scheinen weder die Erziehungswissenschaft noch die empirische Bil-
dungsforschung Substantielles anbieten zu können. Insofern ist es nachvollziehbar, 
dass die Bertelsmann-Stiftung jüngst einen anregenden Ratgeber veröffentlicht hat, 
der auf die strategische Beratung zur Umsetzung politischer Reformen zielt (vgl. 
Dräger/Tillmann/Frick 2014). Üblicherweise beschränkt sich die Funktion der Wis-
senschaft in dieser Phase auf die formative Evaluation der implementierten Vorha-
ben, die in der Regel über projektförmige Auftragsforschungen realisiert werden. Als 
Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit kann man auf die Implementation von regu-
lativen Standards zum Qualitätsmanagement in der Weiterbildung verweisen, die in 
einem Verbundprojekt der Bund-Länder-Kommission umgesetzt und vom DIE bzw. 
der Universität Tübingen evaluiert wurde (vgl. Hartz 2011). Was diese Evaluation zur 
Legitimation und was zur Steuerung dieses Implementationsvorhabens beigetragen 
hat, verdiente eine eigene Untersuchung. 

Evaluation 

Von der formativen Evaluation von Implementationsprozessen lassen sich summative 
Evaluationen gesetzlicher Regelungen oder Verwaltungsvorschriften unterscheiden. 
Die Funktion wissenschaftlicher Politikberatung besteht in der informierten Bewer-
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tung politischer Entscheidungen mit den Mitteln der Forschung und zuweilen auch 
in der Formulierung begründeter Empfehlungen. Die bevorzugte institutionelle Form 
der Politikberatung besteht hier in der Auftragsforschung. 

Beispielhaft dafür lässt sich auf die Evaluation der Ländergesetzgebungen zur 
Weiterbildung verweisen, die vor allem in den 1990er Jahren durchgeführt wurden. 
Dazu gehören etwa die Evaluationen in Hessen (vgl. Faulstich/Teichler 1991), Bre-
men (vgl. Körber et al. 1995) oder Schleswig-Holstein (Faulstich/Teichler/Döring 
1995; Überblick bei Nuissl/Schlutz 2001). Jüngere Beispiele stammen wiederum aus 
Hessen (vgl. Schemmann/Seitter 2014) bzw. aus Nordrhein-Westfalen (vgl. DIE 
2011). Für diese Evaluationen werden in der Regel gezielte, wenn auch nicht immer 
präzise Aufträge formuliert, die auf die Wirksamkeit politischer Entscheidungen ge-
richtet sind. Einschränkend muss allerdings gesagt werden, dass die Untersuchungs-
designs in der Regel nicht für Bedingungs-Wirkungs-Analysen taugen. Geboten wer-
den vielmehr zumeist deskriptive Bestandsaufnahmen, die quantitative (z. B. Statisti-
ken) und qualitative (z. B. Expertenbefragungen) miteinander verknüpfen. Während 
Evaluationen zweifellos zur Legitimation politischen Handelns beitragen, wirft u. a. 
Pawson (2013) die Frage auf, inwieweit diese „monumentale Anstrengung“ zum ku-
mulativen und verlässlichen Wissensaufbau in der Forschung beigetragen habe. Al-
lerdings gibt es Anzeichen dafür, dass einige politische Akteure die Ansprüche evi-
denzbasierter Bildungsreform ernst nehmen und höhere Erwartungen an die Qualität 
empirischer (Begleit-)Forschung stellen. So wurden etwa jüngst in einer Ausschrei-
bung der Europäischen Union explizit experimentelle Designs (als „Prinzipien guter 
Governance“) gefordert, um die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Reduktion des 
Schulabsentismus zu erforschen (vgl. Call for Proposals for Social Policy Innovations 
Supporting Reforms in Social Services 2014). 

Re-Definition oder Terminierung 

Am Abschluss eines idealtypischen Policy Cycle steht die Re-Definition einer Prob-
lemstellung oder aber die Beendigung des politischen Handelns in dem adressierten 
Feld. Für die Weiterbildung ist es allerdings üblich, dass einmal etablierte Problemde-
finitionen meist unverändert beibehalten werden und auch die Befunde aus Evaluati-
onen nur selten dazu führen, dass einmal eingeschlagene Pfade der Entwicklung kor-
rigiert werden – ob aus Gründen der Eigendynamik solcher Prozesse oder der Ego-
ismen der handelnden Akteure sei dahingestellt. Für diese Phase hat wissenschaftli-
che Politikberatung bislang, wie es scheint, weder spezifische Formen noch Funktio-
nen ausgebildet.5 Das wäre aber zu wünschen. Denn blickt man etwa auf das Hand-
lungsfeld von Alphabetisierung und Grundbildung, so könnte man u. a. fragen, ob 
die durch die LSA-Studien aufgezeigten Probleme mit den beiden oft synonym ver-
wandten, aber doch sehr Unterschiedliches bezeichnenden Begriffen hinreichend 
präzise formuliert sind oder ob es nicht notwendig wäre, genauer zwischen Personen 
mit geringen Kompetenzen im Gebrauch der Schriftsprache, funktionalen Analpha-
beten und Dyslektikern zu unterscheiden, insbesondere angesichts begrenzter Res-
sourcen für gezielte Strategien. 
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4. Stand und Perspektiven wissenschaftlicher Politikberatung in der Weiterbildung 

Wenn die Beratung von Politik durch Wissenschaft thematisiert wird, droht eine 
Wiederkehr der immer gleichen Hoffnungen, Befürchtungen und Enttäuschungen, 
sofern ihre Wünschbarkeit z. B. im Anschluss an Platon eingefordert oder aber im 
Anschluss an Popper energisch zurückgewiesen bzw. ihre Möglichkeit im Anschluss 
an Luhmann bestritten wird. Daher wurde in diesem Beitrag der Blick auf die empi-
risch beobachtbaren Formen und Funktionen von Politikberatung in der Weiterbil-
dung gerichtet, in der Annahme, dass die Differenz von Handlungslogiken als eine 
Variable und nicht als eine Konstante betrachtet werden sollte. Einschränkend muss 
gesagt werden, dass die hier vorgestellten Einschätzungen lediglich auf Feldbeobach-
tungen und Erfahrungen beruhen. An einschlägiger empirischer Forschung fehlt es in 
der Weiterbildung im Unterschied zu anderen Politikfeldern noch. 

Ein erster Befund verweist auf eine stabile Expansion wissenschaftlicher Politik-
beratung in den vergangenen Jahrzehnten, nicht zuletzt stimuliert durch das Hinzu-
treten inter- und supranationaler politischer Akteure in das Feld der Weiterbildung, 
das traditionell nationalstaatlich gesteuert und beforscht wurde. Die wachsende 
Nachfrage nach wissenschaftlicher Politikberatung scheint wie die Exzellenzinitiative 
einen sich bereits seit längerem vollziehenden Prozess der funktionalen Differenzie-
rung des Wissenschaftssystems zu beschleunigen: Wachsende Teile der Politikbera-
tung bzw. der angewandten und somit politik- und praxisnahen Forschung werden 
von intermediären und außeruniversitären Instituten geleistet, die sowohl der Wissen-
schaft als auch der Gesellschaft gegenüber rechenschaftspflichtig sind. Im Bildungs-
bereich hat sich insbesondere die Leibniz-Gemeinschaft profiliert, u. a. mit dem For-
schungsverbund Bildungspotenziale (vgl. Leibniz-Forschungsverbund Bildungspo-
tenziale), in dem sich mehr als 16 Institute zusammengeschlossen haben, die den ge-
samten Lebensverlauf von der frühen Bildung über Schule und Hochschule bis zur 
Weiterbildung abdecken und in dem sich auch das DIE engagiert. Diese Expansion 
wird gestützt durch bemerkenswerte Leistungen wissenschaftlicher Politikberatung z. 
B. in der Definition von Problemen, die durch ihre offenkundigen Grenzen in der 
Ursachenanalyse und der Entwicklung und Implementation darauf gestützter Re-
formstrategien nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden. 

Mit der Institutionalisierung wissenschaftlicher Politikberatung in der Weiterbil-
dung geht eine Ausdifferenzierung ihrer Formen und Funktionen einher. Die For-
men der Beratung reichen von einer dauerhaft etablierten und seismographischen 
Bildungsberichterstattung, die zumeist von außeruniversitären Forschungsinstituten 
geleistet wird, über anlassbezogene Expertenkommissionen bis hin zur projektbezo-
genen Auftragsforschung. Die Funktion der Wissenschaft besteht dabei zumeist in 
der Erzeugung oder Bereitstellung von Forschungswissen, umfasst aber auch kurz- 
und mittelfristige Beratungen und reicht bis hin zur Beteiligung an Verhandlungen in 
konsensorientiert arbeitenden Kommissionen, die vor allem auf politisch robuste 
Entscheidungen zielen. 

Diese Institutionalisierungs- und Differenzierungsprozesse wären vermutlich 
nicht möglich gewesen ohne wechselseitige Lerngewinne. Dass die Aufgabe der Wis-
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senschaft in der Erweiterung von Erkenntnissen und die Aufgabe der Politik im Ge-
brauch von Macht für die Herbeiführung verbindlicher Entscheidungen besteht, ist 
nicht nur bekannt, sondern auch anerkannt. Trotz oder besser gerade wegen differen-
ter Ausgangsbedingungen wird wissenschaftliche Politikberatung als eine Form der 
Kommunikation genutzt, die Entscheidungen rationaler und Erkenntnisse praxisrele-
vanter machen kann. Die Bereitschaft, sich auf eine solche Kommunikation einzulas-
sen, beruht auf dem Einvernehmen, dass Politik auch dann handeln muss, wenn Wis-
senschaft noch keine oder keine eindeutigen Befunde hat oder aber ein Problem gar 
nicht als relevant erachtet, und dass umgekehrt Wissenschaft auch Forschung zu Fra-
gen ohne (unmittelbare) politische Relevanz betreibt. Die Politik hat mehr Fragen, als 
Wissenschaft beantworten kann, und zugleich verfügt Wissenschaft über mehr und 
differenzierteres Wissen, als Politik verwenden kann. Dies mag manchen als ein Di-
lemma erscheinen, tatsächlich betrachtet, ist es aber eine unverzichtbare Vorausset-
zung dafür, dass wissenschaftliche Politikberatung überhaupt nachgefragt und ange-
boten wird. Unter diesen Bedingungen kann keine Seite vollständige Kontrolle über 
den Beratungsprozess und seine Folgen erlangen. 

Dabei sind die Risiken wissenschaftlicher Politikberatung ungleich verteilt: Politik 
erwartet zumeist handlungsleitendes Orientierungs- und Bewertungswissen, ggfls. 
auch Visionen und Zukunftswissen, die Wissenschaft sieht ihre Rolle dagegen eher in 
Informierung, Belehrung oder Kritik. Während Politik angesichts der Offenheit von 
Forschung grundsätzlich immer mit einem Legitimationsverlust rechnen muss, be-
steht das Risiko der Wissenschaft in einer Instrumentalisierung und damit einherge-
hendem Reputationsverlust. Während Politik wissenschaftliches Wissen nicht (mehr) 
auf Dauer ignorieren kann, ist die Wissenschaft von der Politik „nur“ im Blick auf die 
Bereitstellung von Ressourcen abhängig (vgl. Weingart/Lentsch 2008, S. 17, S. 38). 

Das Ziel wissenschaftlicher Politikberatung besteht in dem, was in der angloame-
rikanischen Forschung als „serviceable truths“ bezeichnet wird. Es geht um „Aussa-
gen, die sowohl wissenschaftlicher Überprüfung standhalten, überlegte Politikgestal-
tung unterstützen, als auch die Interessen derjenigen berücksichtigen, die den Risiken 
der Folgen expertisebasierter Entscheidungen ausgesetzt sind“ (Weingart/Lentsch 
2008, S. 22). Das erfordert auf Seiten der Wissenschaft wie auch in Politik und Ad-
ministration eigene Kompetenzen und Motivationen. Wenn diese „serviceable 
truths“ auch umgesetzt werden sollen, ist Akzeptanz der Akteure der Praxis eine un-
verzichtbare Voraussetzung. Inzwischen ist Wissenschaft auch in solche auf Akzep-
tanz und Konsens zielende Verfahren aktiv eingebunden.6 Für utopische Leistungs-
versprechen und dystopische Bedrohungsszenarien bleibt dann wenig Raum (vgl. 
Weingart/Lentsch 2008, S. 15). Vielmehr verlangt es auf beiden Seiten ein erhöhtes 
Verantwortungsbewusstsein, denn in der Beweispflicht sind bei Reformen immer die-
jenigen, die sie fordern und umsetzen (Tenorth 2014). Das schließt die Kenntnis und 
Anerkenntnis der Restriktionen handelnder Akteure ein. 

Beratungswissen wird als eine eigene Wissensform verstanden, die zugleich epis-
temisch und politisch robust ist. Professionalisierungsprozesse werden in der wissen-
schaftlichen Politikberatung – wie auch sonst – durch Standards beruflichen Han-
delns gestützt (vgl. Deutsche Gesellschaft für Evaluation 2008). Zahlreiche Beispiele 
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liegen für die Vereinigten Staaten (in denen Politikberatung eine viel größere Rolle 
spielt), Kanada oder Großbritannien, aber auch von der Europäischen Union vor, z. 
B. in Form eines Weißbuches zum Regieren in Europa (vgl. Europäische Kommissi-
on 2001). Zu den Grundelementen einer „professionellen“ wissenschaftlichen Poli-
tikberatung gehören demnach: die Beschreibung des Beratungsgegenstandes und des 
Beratungsmandats; die Festlegung der Rolle und der institutionellen Stellung des Be-
ratungsgremiums; die Regelung der Auswahl der Mitglieder von Beratungsgremien; 
die Arbeitsweise, z. B. mit Blick auf Entscheidungsregeln; die Regelung der Kommu-
nikation mit der Öffentlichkeit; die Evaluation der Effektivität der Beratung sowie 
der Umsetzung von Leitlinien (vgl. dazu Weingart/Lentsch 2008, S. 263). Als allge-
meine Prinzipien „guter“ wissenschaftlicher Politikberatung gelten Distanz, Pluralität, 
Transparenz, Öffentlichkeit (vgl. Weingart/Lentsch 2008, S. 284-287). 

Die noch sehr vorläufige Skizze zu den Praxen institutionalisierter wissenschaftli-
cher Politikberatung in der Weiterbildung macht allerdings auch auf einige Desiderate 
aufmerksam. Nimmt man den Policy Cycle zum Ausgangspunkt, so besteht das größ-
te Desiderat wohl in einem auffälligen „Mangel an Zusammenhang“ (Feyerabend 
1998, S. 14), und zwar sowohl auf Seiten der Politik als auch auf Seiten der Wissen-
schaft. In der Politik erschwert die Zerstreuung der Zuständigkeiten für die Weiter-
bildung auf eine Vielzahl von Ministerien und Verwaltungen in einem sich etablie-
renden europäischen Mehrebenensystem die Möglichkeiten koordinierter Strategien. 
Das lässt sich derzeit u. a. am Handlungsfeld von Alphabetisierung und Grundbil-
dung beobachten. Aber auch auf der Seite der Wissenschaft gibt es nur wenige Kon-
zepte, die es erlauben, Beschreibungs-, Erklärungs- und Veränderungswissen syste-
matisch aufeinander zu beziehen. Zwar wurden inzwischen übergreifende For-
schungsstrategien einer anwendungsrelevanten Grundlagenforschung im Zuge der 
Diskussion um Möglichkeiten und Grenzen evidenzbasierter Forschung entwickelt 
(vgl. Schrader/Goeze 2011), sie werden aber noch selten praktiziert, auch, weil ihre 
Anwendung ein erhebliches Maß an institutionellen Ressourcen verlangt. Ein größe-
res Maß an Zusammenhang wäre aber notwendig, um ein „System“ der Weiterbil-
dung zu entwickeln, in dem alle lernen können, was sie lernen wollen und/oder sol-
len (vgl. Schrader 2011, S. 413). Möglicher Weise ist dies eine Zielvorstellung, auf die 
sich Weiterbildungswissenschaft (verstanden als eine auf Praxis gerichtete Wissen-
schaft) und Weiterbildungspolitik in Anerkennung ihrer unterschiedlichen Rollen 
verständigen können. 

Anmerkungen 

1 Bei Luhmann deckten sich ganz offensichtlich theoretische Argumentation und Berufs-
motivation: Als universitärer Soziologe könne er ja nicht jeden Tag nach Bonn fahren, er-
klärte er einmal in einem Interview, er müsse ja auch mal Forschen. 

2 So wird aktuell etwa die Frage öffentlich kontrovers diskutiert, ob sich Migration volks-
wirtschaftlich lohnt – mit einer positiven Einschätzung auf der Grundlage eines Gutach-
tens der Bertelsmann-Stiftung und einer Gegenrede von Hans-Werner Sinn aus dem 
Münchner IfO-Institut. 
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3 Dieser Eindruck stellt sich u. a. in den regelmäßig stattfindenden Beratungsgesprächen der 
Leibniz-Institute im Bundestag bzw. im Landtag ein. 

4 Dazu gehören der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e. V. (AdB); Bundesarbeitskreis 
Arbeit und Leben (AuL); Bundesverband der Träger beruflicher Bildung e. V. (BBB); 
Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung (DEAE); Deutsche 
Gesellschaft für wissenschaftliche Weiterbildung und Fernstudium e. V. (DGWF); Deut-
scher Volkshochschul-Verband e. V. (DVV); Dachverband der Weiterbildungsorganisatio-
nen e. V. (DVWO); Verband Deutscher Privatschulverbände e. V. (VDP). 

5 Dass der DGB den Bildungsforscher Klaus Klemm beauftragt hat zu evaluieren, ob die 
Ziele, die die Bundeskanzlerin im Anschluss an den Bildungsgipfel 2008 formuliert hat, 
tatsächlich erreicht wurden, ist eher eine Ausnahme. 

6 Insofern finden wir in Ansätzen, was Habermas (1979, S. 144) einst für einen pragmatisti-
schen Umgang zwischen Wissenschaft und Politik gefordert hat: „Als mündig könnte sich 
eine verwissenschaftlichte Gesellschaft nur in dem Maße konstituieren, in dem Wissen-
schaft und Technik durch die Köpfe der Menschen hindurch mit der Lebenspraxis vermit-
telt würden.“ Die Voten für den Aufbau von Support-Strukturen und dauerhaft institutio-
nalisierter Kommunikation von Peter Faulstich lassen sich in diesem Sinne verstehen (vgl. 
Faulstich 1997). 
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